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Basisgewerkschaften und soziale Bewegungen wollen ihre Zusammenarbeit
verstärken 

Von Amazon bis Zwangsräumung
Von Peter Nowak

Im polnischen Poznań diskutierten Linke, Basisgewerkschafter und Operaisten
Anfang Oktober über transnationale Streiks und gemeinsame Strategien.

»Block Austerity« steht auf dem Transparent im großen Saal des Stadtteilzentrums
Amarant in der westpolnischen Stadt Poznań. Etwa 150 Menschen diskutierten hier unter
dem Motto »Dem transnationalen Streik entgegen« neue Ansätze der Vernetzung. Das Ziel
der Konferenz ist es, über bestehende Grenzen und Regionen hinweg den Austausch
zwischen Arbeits- und sozialen Kämpfen zu vertiefen. Neben klassischen Arbeitskämpfen
im Betrieb soll der soziale Streik zudem die Auseinandersetzung um Miete und Wohnraum
umfassen.
Zu den Organisatoren gehörten Initiativen wie die Angry Workers aus Großbritannien und
Aktivisten sozialer Zentren Italiens. In Deutschland hatten vor allem die
Interventionistische Linke und das Blockupy-Netzwerk für die Teilnahme an der Konferenz
geworben.
Dass Poznań in letzter Zeit in den Fokus sozialer Initiativen aus ganz Europa gerückt war,
ist vor allem der Inicjatywa Pracownicza (IP, Arbeiterinitiative) zu verdanken. Die polnische
anarchosyndikalistische Gewerkschaft hatte im Spätherbst vergangenen Jahres zahlreiche
Beschäftigte des am Rande der Stadt eröffneten Zentrums des Internethändlers Amazon
organisiert. Im Juni initiierte die IP erstmals eine gemeinsame Solidaritätsaktion mit den
streikenden Amazon-Beschäftigten in Deutschland und Mitte September tauschten sich
etwa 30 Amazon-Beschäftigte, vor allem aus Polen und Deutschland, in Poznań über die
Koordinierung transnationaler Arbeitskampfstrategien aus. Bei vergangenen Streiks in
Deutschland wurden Bestellungen häufig an polnische Versandzentren weitergeleitet.

Mitglieder der operaistischen Angry Workers berichteten von ihrer Arbeit in Warenhäusern
im Londoner Osten. Im Unterschied zu gewerkschaftlichen Ansätzen geht es den Angry
Workers vor allem darum, von den Problemen der Beschäftigten und ihrem Umgang damit
zu erfahren und Konflikte auch zuzuspitzen. Eine gewerkschaftliche Repräsentation lehnt
die Gruppe aber ab. In ihrer Zeitung Workers Wild West berichten sie regelmäßig über
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lokale Konflikte an Arbeitsplätzen und werben für Kooperation.
Heiner Köhnen vom deutschen Zweig des basisgewerkschaftlichen Netzwerkes TIE betont
im Gespräch mit der Jungle World, man habe in den vergangenen 15 Jahren gute
Erfahrungen bei der Stärkung basisgewerkschaftlicher Ansätze gerade in multinationalen
Konzernen gemacht. Das weltweite Netzwerk beschäftigt sich unter anderem mit
Forschung zu sozialen Bewegungen, Arbeitsorganisation und -kämpfen und bietet
Schulungen für Betriebsräte an. Es orientiere sich in der Gewerkschaftsfrage an den
Interessen der Beschäftigten, doch zu seinen Grundsätzen gehöre die Förderung von
Selbstorganisation, auch gegen Gewerkschaftsapparate, so Köhnen.
Mit Blick auf Brasilien berichtet er, dass ein von mehr als 11 000 Beschäftigten geführter
kämpferischer Streik mit einer korporatistischen Lösung beendet wurde. Comanagement
sei aber nicht nur ein Problem der traditionalistischen Gewerkschaftspolitik. Probleme der
Organisierung seien auch auf die Umstrukturierung der Arbeitsprozesse zurückzuführen.
So seien für die Kontrolle im Arbeitsprozess oft nicht mehr Chefs oder Vorarbeiter, sondern
scheinbar unabhängige Marktmechanismen verantwortlich. Da fehle der Gegner, an dem
sich Konflikte entzünden und radikalisieren könnten. »Es ist attraktiv, sich als Teil eines
Teams oder einer Betriebsfamilie zu verstehen. Von diesem Druck zum Korporatismus
können sich auch Kollegen nicht freimachen, die als linke Gewerkschafter dagegen
angetreten sind«, sagt Köhnen. Es geht um die Frage, inwieweit durch die Änderungen der
Arbeitsorganisation forcierte Bedingungen dem Handeln basisorientierter und
hierarchiefreier Gewerkschaften Grenzen setzen.

Zahlreiche Konferenzteilnehmer aus Deutschland sind durch die Blockupy-Proteste für
Arbeitskämpfe und gewerkschaftliche Themen sensibilisiert worden. Ein Berliner Blockupy-
Mitglied betont: »Die wesentlich von Deutschland ausgehende Austeritätspolitik kann nicht
nur mit Blockaden und Großdemonstrationen bekämpft werden.« Politisiert und mobilisiert
werden die Menschen durch »wichtige Alltagskämpfe«, wie etwa Konflikte am Arbeitsplatz
und Widerstand gegen Zwangsräumungen und Vertreibung aus Stadtteilen.
Am 31. Mai vergangenen Jahres wurde im Rahmen der europäischen Blockupy-Aktionstage
der Geschäftsbetrieb von Bekleidungsläden auf der Frankfurter Zeil einen Tag lang
lahmgelegt, dabei wurden die schlechten Arbeitsbedingungen der Beschäftigten ebenso
thematisiert wie die internationalen Ausbeutungsverhältnisse in der Bekleidungsindustrie.
Damals kooperierten die Protestierenden auch mit der Belegschaft einer Filiale, die an
jenem Tag für höhere Löhne streikte. Doch die Zusammenarbeit mit den Beschäftigten
war zeitlich begrenzt, ein längerfristiger Kontakt entstand nicht.
Der Aufruf zum europäischen Generalstreik, der 2013 vom außerparlamentarischen M31-
Netzwerk initiiert worden war, sollte genau diese Vernetzung auf transnationaler Ebene
weiter vorantreiben. Die Initiative war unter dem Eindruck eines großen Streiks in
verschiedenen südeuropäischen Ländern entstanden und dann wieder versandet. Das mag
vor allem daran gelegen haben, dass die Kontakte zu potentiell kämpferischen
Belegschaften bei den Initiatoren des Aufrufs zu wenig ausgeprägt waren.

Ein zentrales Merkmal vieler derzeitiger Kämpfe ist die Selbstorganisation der
Beschäftigten, die von Gewerkschaften teilweise unterstützt, aber nicht angeleitet wird.
Ein Beispiel für diese neuen Kämpfe ist der Konflikt der Beschäftigten mit der Lebenshilfe
Frankfurt/Main. Seit Sommer vergangenen Jahres kämpfen sie für höhere Löhne und
bessere Arbeitsbedingungen bei der Pflege und Betreuung behinderter Menschen. Vor



einigen Wochen wurde Paul L., ein gewerkschaftlich aktiver Mitarbeiter, entlassen. In einer
der Arbeitsgruppen berichtete er in Poznań über den Arbeitskampf bei der Lebenshilfe als
Beispiel für einen sozialen Streik. Bei einer Protestkundgebung Mitte September während
eines Fests der Lebenshilfe waren Symbole der DGB-Gewerkschaften GEW und Verdi
ebenso vertreten wie die schwarzroten Fahnen der Freien Arbeiterinnen- und Arbeiter-
Union (FAU). Anschließend gab es eine Demonstration durch den Stadtteil Bornheim, wo
außerdem auf den Zusammenhang von Hartz IV, Niedriglohn, Mietschulden und
Zwangsräumungen hingewiesen wurde. Das Beispiel zeigt, dass in kleineren Betrieben
oder Belegschaften soziale Streiks oft einfacher möglich und schneller realisierbar sind als
in Großbetrieben.
Doch gerade kleinere Streiks sind schwieriger auf ein internationales Niveau zu heben.
Initiativen wie das Euromarsch-Netzwerk, das bereits seit fast 20 Jahren europaweit gegen
Prekarisierung aktiv ist, nehmen sich dieses Problems an.
Die Schaffung einer politischen Plattform wurde in Poznań kontrovers diskutiert. Vier
Grundforderungen – nach einem europäischen Mindestlohn, einem europäischen
Grundeinkommen, europäischen Sozialleistungen und einer Mindestaufenthaltserlaubnis
für Geflüchtete – sind die inhaltliche Basis des Bündnisses. Konkrete Pläne gibt es bereits
für einen transnationalen Migrantenstreik am 1. März 2016 und eine noch nicht
länderübergreifende Amazon-Karawane, für die bisher kein Termin feststeht. Unklar sind
auch noch Ort und Datum der nächsten europaweiten Blockupy-Aktionstage.
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